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nicht vorzuwerfen, dass sie bis jetzt keinen Austausch des Speichers vorgenommen 

habe, da dies allein in der Verantwortungssphäre des Herstellers liege und dieser – 

unstreitig – zukünftig einen Austausch der Batteriemodule anvisiere. Ferner müsse 

sich der Kläger die durch den Gebrauch des Speichers gezogenen 

Gebrauchsvorteile (Eigenverbrauch, Netzeinspeisung und Entschädigungszahlungen 

der Herstellerin) anrechnen lassen. Hinsichtlich des von der Beklagten errechneten 

Gebrauchsvorteils wird auf S. 2 bis 3 des Schriftsatzes vom 16.04.2024 (Bl. 201 ff. 

der Akte) verwiesen. 

 

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die wechselseitigen 

Schriftsätze der Parteien nebst Anlagen verwiesen. 

 

Mit Schriftsatz vom 09.04.2024 hat die Beklagte – nach Schluss der mündlichen 

Verhandlung – der Streithelfer zu 1) den Streit verkündet. Diese ist der Beklagten als 

Streithelferin dem Rechtsstreit beigetreten und hat ebenfalls mit Schriftsatz vom 

18.04.2024 der Streithelferin zu 2) den Streit verkündet, welche auch der Beklagten 

als Streithelferin beigetreten ist.  

 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist in dem im Tenor ersichtlichen Umfang begründet. 

 

I. 

1.  

Dem Kläger steht gegen die Beklagte lediglich ein Rückzahlungsanspruch in Höhe 

von 14.697,80 € zu, da er nur teilweise wirksam von dem zwischen den Parteien 

geschlossenen Werkvertrag zurückgetreten ist. 

a) 

Der Kläger kann von der Beklagten die Rückzahlung der an sie geleisteten 14.697,80 

€ (= [Speicher: 11.220,59 € + Notstrompaket: 1.130,50 €]* 1,19 MwSt) nach §§ 631, 
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Weiter hat der Kläger die Beklagte mit Schreiben vom 20.10.2023 fruchtlos binnen 

zwei Wochen zur Mangelbeseitigung aufgefordert.  

(3) 

Eine Rücktrittserklärung des Klägers ist mit anwaltlichem Schreiben vom 05.12.2023 

gegenüber der Beklagten erfolgt, § 349 BGB. 

(4) 

Weiter war der Rücktritt auch nicht nach § 323 Abs. 5 BGB ausgeschlossen, da der 

Batteriespeicher von der vertraglichen Beschaffenheitsvereinbarung abweicht.  

(5) 

Sodann kann der Kläger von der Beklagten die an sie geleisteten Zahlungen in Höhe 

von 14.697,80 € nach § 346 Abs. 1 BGB zurückverlangen.  

(a) 

Entgegen der Auffassung der Beklagten kann der Kläger sowohl den Werklohn für 

den Batteriespeicher als auch das Notstrompacket beanspruchen, da letztgenanntes 

Packet als Upgrade des Batteriespeichers nur mit dem Typ des 

streitgegenständlichen Batteriespeichers betrieben werden kann. 

(b) 

Ferner konnten die von der Beklagten in Ansatz gebrachten Gebrauchsvorteile im 

hiesigen Verfahren – ohne die prozessuale Erklärung einer Aufrechnung – im 

hiesigen Verfahren keine Berücksichtigung finden, da diese nicht von Amtswegen via 

Saldierung  zu berücksichtigen sind (vgl. H. Schmidt in BeckOK, BGB, Stand 

01.02.2024, § 346 Rn. 48 m.w.N.). 

b) 

Dem Kläger steht hingegen in Bezug auf die Wallbox gegen die Beklagte kein 

Rückzahlungsanspruch nach §§ 631, 634 Nr. 3, 323 Abs. 1, 346 Abs. 1, 348 BGB in 

Höhe von 1.725,50 € (= 1.450,00 € * 1,19 MwSt) zu, da der Kläger nicht im Ansatz 

unter Benennung eines Beweismittels dargetan hat, dass die Wallbox mangelhaft ist 
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oder nicht mit einem anderen Wechselrichter bzw. Batteriespeicher betrieben werden 

kann.  

2. 

Ferner kann der Kläger von der Beklagten die anteilig beanspruchte Zahlung 

vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten in Höhe von 607,50 € nach §§ 631 Abs. 1, 280 

Abs. 1, Abs. 3, 286 Abs. 1 BGB beanspruchen. Der Kläger hat die Beklagten 

wirksam mit Schreiben vom 20.10.2023 in Verzug gesetzt. 

Die zu erstattenden Rechtsanwaltskosten berechnen sich bei einem 

Gegenstandswert von bis zu 15.000,00 € wie folgt: 1.134,55 € (= 1,3 

Geschäftsgebühr: 933,40 € + Kostenpauschale: 20,00 € + MwSt: 181,15 €), wobei 

der Kläger mit der hiesigen Klage lediglich einen Betrag von 607,50 € beansprucht. 
Bei der Berechnung der Rechtsanwaltskosten war die Regelgebühr von 1,3 

Gebühren anzusetzen, da die Angelegenheit weder umfangreich noch schwierig war. 

3. 

Die Zinsentscheidung beruht auf §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 Abs. 1 S. 2, 288 Abs. 1 

BGB. Der Kläger kann von der Beklagten lediglich Zinsen ab Rechtshängigkeit 

beanspruchen, da er vorprozessual die Beklagte nicht wirksam hinsichtlich des 

Rückzahlungsanspruchs in Verzug gesetzt hat. Dem genügt der Schriftsatz des 

Klägers vom 05.12.2023 nicht, da ihm nicht entnommen werden kann, welche 

konkrete Forderung der Kläger beansprucht.  

 

II. 

Die zulässige Feststellungsklage ist nicht begründet, da der Kläger die Beklagte nicht 

unter Fristsetzung zur Rücknahme des Batteriespeichers nebst Notstrompackets in 

Verzug gesetzt hat.  

 

III. 

Gründe für eine Wiedereröffnung des Verfahrens nach dem Schluss der mündlichen 

Verhandlung vom 13.03.2024 nach § 156 Abs. 1 und Abs. 2 ZPO liegen, trotz 

Beitritts der Streithelfer zum Rechtsstreit, nicht vor. Es liegen weder die 




